
ca. 93,— DM BDL vor. Eine Bezahlung erfolgte aller­
dings nicht mehr, da alle Beteiligten festgenom m en w ur­
den.

Dieser Sachverhalt h a t sich in  der H auptverhandlung 
aus den E inlassungen der Angeklagten, aus ihren Aus­
sagen bei den kriminalpolizeilichen Vernehmungen, so­
weit diese vorgehalten und zum  Gegenstand der Beweis­
aufnahm e gem acht wurden, und aus dem sonstigen dem
Gericht vorliegenden Bew eism aterial ergeben..................
D er A ngeklagte E. J. h a tte  in unserer O rdnung die 
Möglichkeit, im  Jah re  1954 einen U m satz von 350 000 bis 
400 000 DM zu erzielen. Der von ihm  erzielte N etto­
verdienst reichte ihm  jedoch nicht aus. E r  w ar vielmehr 
ständig  bemüht, sich einen möglichst großen Extraprofit, 
und sei es auch un ter V erletzung der Gesetze unseres
S taa tes zu verschaffen..........................
Aus diesem Bestreben heraus h a t der A ngeklagte J. 
einmal gegen die W irtschaftsplanung verstoßen. Seine 
krisenfreie Existenz ist in le tz ter Konsequenz nu r durch 
diese W irtschaftsplanung, die in  der vergangenen Zeit 
ihre absolute Überlegenheit über die anarchische kap i­
talistische W irtschaftsw eise bewiesen hat, erm öglicht 
worden. E r h a tte  innerhalb unserer geplanten W irt­
schaft ste ts die Möglichkeit, seine P roduktionskapazität 
voll auszunutzen, und w ar niemals der G efahr ausgesetzt, 
seine P roduktion ganz oder auch nur teilweise nicht ver­
kaufen zu können. U nzw eifelhaft g ilt das auch fü r hier 
beachtliche Schuhe H. und IH. Sortierung. E s wird dem 
A ngeklagten geglaubt, daß der Absatz dieser Schuhe, 
allerdings nur au f Grund ih rer minderen Q ualität, er­
hebliche Schwierigkeiten bereitete. Die staatlichen 
D ienststellen des M agistrats von Groß-Berlin hätten  
dem A ngeklagten jedoch ebenso unzw eifelhaft m itteilen 
können, an w elcher Stelle diese Schuhe dringend be­
nötig t werden. D arüber w ar sich der A ngeklagte auch 
im klaren. E r h a tte  jedoch kein Interesse daran, da er 
durch einen unkontrollierbaren V erkauf der Schuhe einen 
höheren Verdienst erzielen konnte.
E r h a t so fü r unsere W irtschaft und die Versorgung 
unserer Bevölkerung durchaus wichtige Erzeugnisse 
vorsätzlich dem ordnungsgem äßen W irtschaftsablauf 
entzogen. Diese Schuhe sind auch dem ordnungsgem äßen 
W irtschaftsablauf entzogen worden, obwohl sie letztlich 
doch an  den V erbraucher gelangten. Bei der allum fassen­
den W irtschaftsplanung, die in unserem  S taa t durch­
gesetzt ist, kann es jedoch nicht dem einzelnen über­
lassen bleiben, wie und au f welche A rt und Weise er 
seine E rzeugnisse dem V erbraucher zuführt. Das Gericht 
kann sich so keineswegs der A uffassung der Verteidi­
gung anschließen, die allein davon ausgeht, daß diese 
Schuhe nicht vernichtet oder nach W est-Berlin verbracht 
wurden, sondern vielmehr, wenn auch auf unkontrollier­
baren Wegen, an den V erbraucher kommen. Ebenso wie 
die S taa tsanw altschaft ist das Gericht vielm ehr der 
Überzeugung, daß die Handlungsweise des A ngeklagten 
als ein Verbrechen im Sinne des § 1 Abs. 1 Ziffer 3 W irt­
schaftsstrafverordnung zu betrach ten  ist. Bei einer 
Menge von 900 bis 1000 P a a r  Schuhe kann  auch nicht 
von einem minderschweren F all im Sinne des § 1 Abs. 2 
WStVO gesprochen w erden..........................

Der A ngeklagte E. J. w ar so wegen dreier selbständiger 
Handlungen, die untereinander im V erhältnis der R eal­
konkurrenz stehen, gem äß § 1 Abs. 1 Ziffer 3 WStVO, 
§§ 1, 2, 6 und 16 der VO zur Regelung des innerdeut­
schen Zahlungsverkehrs in Verbindung m it § 9 WStVO,
§ 74 StGB zur V erantw ortung zu ziehen. F ü r jede H and­
lung w aren E insa tzstra fen  auszuwerfen, aus denen ge­
m äß § 74 Abs. 3 StGB eine G esam tstrafe zu bilden 
w ar. Den A nträgen  der S taa tsanw altschaft entspre­
chend, erkannte das Gericht wegen des fortgesetzten  
W irtschaftsverbrechens auf eine E insa tzstra fe  von 
1 Ja h r  6 M onaten Zuchthaus, wegen der fortgesetzten

Zahlungen nach W est-Berlin auf 9 Monate Gefängnis 
und wegen des Eingehens einer Zahlungsverpflichtung 
auf 6 M onate Gefängnis. Aus den beiden le tztgenannten 
G efängnisstrafen w aren gem äß § 21 StGB Zuchthaus­
strafen  von 6 resp. 4 M onaten zu bilden. Gemäß § 74 
StGB bildete das Gericht aus diesen E insa tzstra fen  eine 
G esam tstrafe von zwei Jah ren  Zuchthaus.
D arüber hinaus w urde die E inziehung des Vermögens 
des A ngeklagten E. J . angeordnet, die ebenfalls auf § 1 
Abs. 1 WStVO beruht. Diese Verm ögenseinziehung ist 
zw ar nicht obligatorisch vorgeschrieben, bei diesem An­
geklagten jedoch notwendig, da er seine strafbaren  
H andlungen un ter A usnutzung seines Vermögens be­
ging. ..........

gez. Thielert gez. P rill gez. Noack 
*

Die zentrale Befehlswirtschaft der Sowjetsone bedarf 
eines recht unübersichtlichen und unverständlichen 
Meldewesens über alle Einzelvorgänge in der W irtschaft. 
Verstöße gegen die Meldevorschriften werden als stra f­
bare Handlungen angesehen und verurteilt. Von der­
artigen Urteilen iverden sogar Angestellte und Arbeiter 
betroffen, die sich nach Kräften  bemüht haben, ihrer 
Meldepflicht möglichst umfassend nachzukommen. Ver­
urteilt w ird selbst in den Fällen, in denen das Gericht 
zu der Feststellung gelangt, daß die Meldebestimmungen 
höchst unklar und zum  Teil den Meldepflichtigen gar 
nicht bekannt waren. Fast grotesk m utet die Urteils­
begründung des Kreisgerichts B itterfeld vom  20. 5. 
1958 an.
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U rteil des K reisgerichts B itterfeld
vom 20. Mai 1958 

—  S 254/58 
K II  199/58 —

D er A ngeklagte W. w ird wegen Vergehens gern. § 6 
Abs. 1 Ziff. 1 WStVO un ter A uferlegung einer Be­
w ährungszeit von 2 Jah ren  zu einer Gefängnis­
s tra fe  von 6 M onaten bedingt verurteilt.
Der A ngeklagte G. w ird wegen Vergehens gern. § 6 
Abs. 1 Ziff. 1 WStVO zu einer G efängnisstrafe von 
3 M onaten verurteilt. Die S trafe g ilt durch die seit 
dem 6. 2. 1958 erlittene U ntersuchungshaft als 
verbüßt.

Die A uslagen des V erfahrens trag en  die A ngeklagten.

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Im  Ja h re  1957 füh rte  der VEB (K) Bau B itterfeld In- 
vestbauten  im Elektrochem ischen Kom binat B itterfeld 
aus. Beide A ngeklagten w aren dort als B auleiter ein­
gesetzt. Der A ngeklagte W. h a tte  16 Baustellen, der 
A ngeklagte G. 10 Baustellen zu betreuen. Als Bauleiter 
w aren sie fü r  ihre Baubereiche voll verantw ortlich, ins­
besondere auch fü r  die ordnungsgem äße Abrechnung 
aller Bauleistungen. Die B aum aterialien fü r  die B au­
stellen im  E lektrochem ischen Kom binat B itterfeld  w ur­
den von diesem geliefert. Diese vom Investträger ge­
lieferten B aum aterialien werden bei den Abrechnungen 
als sogenanntes kostenloses M aterial behandelt. Dieses 
kostenlose M aterial w ird bei den von den Bauleitern 
m onatlich zu ersta ttenden  Bautenabrechnungen m it 
dem B etrag  seines W ertes in den Leistungsnachweis 
aufgenom m en und beeinflußt dam it das Leistungs­
ergebnis. Auf das Gewinnergebnis des Betriebes w irkte 
sich das kostenlose M aterial n icht au s .................  Als
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